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Bericht und Antrag 

des Sportausschusses (5. Ausschuß) 


zum Antrag der Abgeordneten Dr. Evers, Dr. Kraske, Dr. Schäuble, 
Frau Hürland, Dr. Müller (München), Spilker, Tillmann, 

Weber (Heidelberg) und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/622 — 

betr. Bundessportplan 


A. Problem 

Eine stetige und zügige Weiterentwicklung des Sports in der 
Bundesrepublik Deutschland macht es erforderlich, die Sport- 
förderung des Bundes transparenter zu machen, die Zuständig- 
keitsverteilung neu zu ordnen und die Bundesmittel bedarfs- 
gerechter einzusetzen. 


B. Lösung 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert wer- 
den, für den verfassungsmäßigen Verantwortungsbereich des 
Bundes einen Bundessportplan auszuarbeiten und dem Deut- 
schen Bundestag zur Beratung und Verabschiedung vorzulegen. 


C. Alternative 

Der Ausschuß ist mit Mehrheit (SPD/FDP) der Ansicht, daß die 
mit dem Antrag verbundene Zielsetzung bereits durch die 
Sportberichte der Bundesregierung erreicht werde, die in Ein- 
zelbereichen ergänzt werden könnten. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Wende und Dr. Schäuble 


Der Antrag wurde in der 48. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 13. September 1973 an den 
Sportausschuß (federführend), dem Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit und dem Haus- 
haltsausschuß (mitberatend) überwiesen. 

Der Ausschuß hat den Antrag in mehreren Sit- 
zungen, zuletzt am 24. April 1974 abschließend, be- 
raten und mit Mehrheit gegen die Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU den Beschluß gefaßt, dem 
Hohen Hause die Ablehnung des Antrags zu emp- 
fehlen. Der mitberatende Ausschuß für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit hat auf eine Stellungnahme 
zu dem Antrag verzichtet. Der Haushaltsausschuß 
hat in seiner Sitzung am 6. Juni 1974 den Antrag 
abgelehnt. 

Von der Mehrheit (SPD/FDP) wurde die Auffas- 
sung vertreten, daß nur ein geringer Teil des Bun- 
dessportplans realisierbar sei. Der Durchführungs- 
erlaß als Kernstück des Bundessportplans sei nicht 
praktikabel, da er jährlich zu den Haushaltsberatun- 
gen ausgearbeitet werden soll. Zu diesem Zeitpunkt 
seien den Sportverbänden die Veranstaltungspro- 
gramme für das nachfolgende von den Haushalts- 
jahren betroffenen Haushaltsjahr noch nicht be- 
kannt. Die Verbände könnten auch zu diesem Zeit- 
punkt noch keine Jahresarbeitspläne erstellen. Dar- 
über hinaus sei es undurchführbar, die vielfältigen 
Einzelmaßnahmen festzuschreiben. 

Hierdurch werde auch keine Übersicht gewonnen 
und die notwendige flexible Anpassung an die sich 
stets verändernden Verhältnisse im Sport verhin- 
dert. Im übrigen werde — zumindest im wesent- 
lichen — all das, was mit dem Antrag gefordert 
wird, bereits in den Sportberichten der Bundesregie- 
rung dargestellt werden. Soweit dies in Einzelbe- 
reichen nicht der Fall sei, könnte an eine Ergän- 
zung der künftigen Sportberichte der Bundesregie- 
rung gedacht werden. 

Da die Sportförderung als gesamtstaatliche Auf- 
gabe aufgefaßt werden müsse und die Anregungen 
des Bundessportplans zum Teil die derzeitige Finan- 


zierungszuständigkeit des Bundes überschritten, 
wäre es sinnvoll, wenn sämtliche Fraktionen des 
Deutschen Bundestages gegebenenfalls für eine Än- 
derung der Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern eintreten könnten. 

Außerdem werde darauf hingewiesen, daß ein 
Anliegen mit dem Ziel, die bereits vorhandene För- 
derungskompetenz des Bundes voll auszuschöpfen, 
von unzutreffenden Prämissen ausgehe. Der Bund 
habe die äußerste Grenze seiner gegenwärtigen 
Sportförderungszuständigkeit erreicht. Der Gedanke 
der Erstellung eines solchen Plans brauche jedoch 
nicht völlig aufgegeben zu werden; es sei denkbar, 
dieses Vorhaben in der Deutschen Sportkonferenz 
zu erörtern. 

Die Minderheit (CDU/CSU) wies demgegenüber 
auf folgendes hin: Aufgabe eines Bundessportplans 
sei es, für die Zukunft klare Kriterien für die Sport- 
förderung des Bundes aufzustellen. Ein Sportbericht 
der Bundesregierung sei als Bericht notwendig auf 
die Wiedergabe zurückliegender Fakten angelegt 
und könne deshalb einen Bundessportplan nicht er- 
setzen. Der Bundessportplan solle in die Sportförde- 
rung des Bundes mehr Transparenz bringen, um da- 
mit den Sportverbänden eine längerfristige Planung 
und eine kontinuierliche Arbeit zu ermöglichen. Der 
Bundessportplan müsse so auf der politischen Ebene 
den Sportplan 80 des Deutschen Sportbundes er- 
gänzen. Die mangelnde Durchsichtigkeit in der 
Sportförderungspraxis des Bundes habe bisher zur 
Folge, daß die Förderungskompetenz des Bundes 
nicht voll ausgeschöpft werde. 

Entscheidend sei auch, daß angesichts der Bedeu- 
tung des Sports die Rahmenbedingungen der Sport- 
förderung vom Parlament aufgestellt werden müß- 
ten. Die Abhängigkeit der Sportverbände vom 
Wohlwollen der jeweiligen Bundesregierung werde 
dadurch verringert. Im übrigen könnte der Bundes- 
sportplan als Initialzündung auch für die Länder 
wirksam werden und damit auch bewirken, daß die 
Förderungsräume Bund, Länder und Kommunen 
deutlicher voneinander abgegrenzt würden. 


Bonn, den 24. April 1974 


Wende Dr. Schäuble 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 7/622 — abzulehnen. 


Bonn, den 24. April 1974 


Der Sportausschuß 

Dr. Evers 

Vorsitzender 


Wende Dr. Schäuble 

Berichterstatter 
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